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Bille in der Antwort die 

Geschäftszahl.dieses 
Schreibens anführen. 

. efriHt GESETl-ENTWt.;RF 
ll:._. __ .. _ ........ i11~.G~.·') .. 1t 
f>.tum: 1 7. A'-ft. 1916 

Vertellt.li" APR. 1986 ................ - ................................ .. -------.;....:.:.:.:...:..l 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Tierversuchsgesetz, BGB1.Nr. 184/1974, ge­
ändert ,,,ird; 
Stellungnahme 

Zu Zahl 5436/3-7/86 vom 14. Februar 1986 

Zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Tierversuchsge­

setz, BGB1.Nr. 184/1974, geändert wird, wird folgende Stellung-

nahme abgegeben: 

Im Vorblatt zu den Erläuterungen wird ausgeführt, daß ~ach dem 

im Entwurf vorliegenden Gesetz Tierversuche auf ein Hindestmaß 

reduziert werden sollen. Daher soll etwa für sämtliche Tierver­

suche eine Bewilligungspflicht erforderlich sein und alle Be­

willigungen sollen - was aus der Sicht der Länder am bedeut­

samsten ist - von den zuständigen Bundesministern erteilt 

werden (Art. I Z. 2). Nach dem geltenden Tierversuchsgesetz 

(§ 4 Abs. 3) sind dagegen Tierversuche mit Ausnahme solcher 

für Zwecke der Forschung und Entwicklung von den Bezirksver­

waltungsbehBrden zu bewilligen. 
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Die Verlagerung der Entscheidung auf die ZentralstelIen wird im 

wesentlichen mit der Sicherstellung einer einheitlichen und -

dem Auftrag des Gesetzgebers entsprechenden - strengen Voll­

ziehung begründet. Auch wird dadurch eine bessere Übersicht 

über die in Österreich vorgenommenen Tierversuche erwartet 

(siehe die Erläuterungen S. 2 und 3). 

Gegen eine Zentralisierung der Entscheidungsbefugnis im Be­

reich der Tierversuche sprechen sowohl föderalistische als 

auch sachliche Gesichtspunkte. Bedenklich ist die Einschränkung 

der Befugnisse des Landeshauptmannes als Träger der mittelbaren 

Bundesverwaltung (Art. 102 B-VG; Walter/Mayer, Grundriß des 

österreichischen Bundesverfassungsrechts 5 , S. 258). Die eher 

formelle Begründung für eine einheitliche und strenge Voll­

ziehung kann nicht als ausreichend angesehen werden~ um den 

Landeshauptmann als Mittelinstanz auszuschließen. Eine gleich­

mäßige Vollziehung (soweit sie nicht ohnehin unmittelbar aus 

dem Gesetz folgt) kann auch durch Weisungen erzielt werden. 

Auch die Begründung, daß die Vollziehung durch eine Zentralbe­

hörde strenger sei, geht ins Leere, weil sowohl für eine 

erstinstanzliehe als auch für eine zentrale Verwaltungsbehörde 

das Legalitätsprinzip (Art. 18 Abs. 1 B-VG) gilt. Bei der Be­

trauung einer Verwaltungs behörde mit der Vollziehung einer 

Verwaltungsmaterie in erster und letzter Instanz wird ein 

Instanzenzug ausgeschlossen und dadurch der Rechtsschutz be­

einträchtigt. Es sind daher immer rechtspolitische und sach­

liche Überlegungen anzustellen, ob eine solche Vorgangsweise 

bei einer Verwaltungsmaterie, gemessen an ihrer Bedeutung, 

gerechtfertigt ist. Dabei ist ein strenger Maßstab anzulegen. 
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Bei der mittelbaren Bundesverwaltung kommt noch die Problematik 

der Ausschaltung des Landeshauptmannes hinzu. Warum die in 

Rede stehende Angelegenheit zum Unterschied von anderen Ver­

waltungsmaterien auf diese Weise vollzogen werden soll, ist 

nicht erkennbar. 

In Tirol hat die Vollziehung des Tierversuchsgesetzes durch die 

Bezirksverwaltungsbeh5rde bisher keine besonderen Probleme auf­

geworfen. Die Versuche werden in der Regel von den Amtstier­

ärzten überwacht. Auch der Entwurf sieht Uberwachungspflichten 

durch die Bezirksverwaltungsbeh5rde vor (Art. I Z. 5). Durch 

entsprechende Informationen, wie Einsicht in ein Entscheidungs­

verzeichnis (Tierversuchsregister), Durchführungserlässe udgl. 

ist auch durch nachgeordnete Beh5rden eine einheitliche Vor­

gangsweise bei der Bewilligung von Tierversuchen gewährleistet. 

Dabei ist zu beachten, daß es nicht nur die Alternative Be­

zirksverwaltungsbeh5rde (die als Territorialbeh5rde die größte 

Vielfalt von Verwaltungsangelegenheiten zu bewältigen hat) und 

Bundesminister gibt. Auch bei einer Vollziehung durch den 

Landeshauptmann wird noch den Prinzipien Dezentralisation, Sach­

nähe usw. Rechnung getragen; die Zusammenarbeitsm5g1ichkeit 

zwischen Entscheidungs- und Uberwachungsorgan wäre unmittel-

bar. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem dem 

Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r ein 

Landesamtsdirektor 
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A~ alle Ä~~er der Lanöesre~ierungen 

gesonder~ an eie Ver~i~eungss~elle der Bundesländer 
bei~ A~~ der Nieder6s~err. Lanöesregierung, Wien 

an cas Bundeskanzlera~~-Ver=assungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Na~ional=ates, Wien, 25 Aus=er~igung~p 

an alle Na~ional- und Bundesräte in Tirol 

Dr_ G s t r e ·1 n 

Landesamtsdirektor 

F'.a.R.r:l.A.: 

~ 

46/SN-226/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




